
A u s f e r t i g u n g 

AN 11 E 11.30250 

Bayerisches Verwaltungsgericht Ansbach 

In der Verwaltungsstreitsache 

zu 1 und 2 wohnhaft: 
- Antragsteller -

zu 1 und 2 bevollmächtigt: 

gegen 

Bundesrepublik Deutschland 

vertreten durch: 
Bundesamt Nürnberg 
Referat Außenstelle Zirndorf 
Rothenburger Str. 29, 90513 Zirndorf 

- Antragsgegnerin -

wegen 

Verfahrens nach dem AsylVfG 
Antrag nach § 123 VwGO 

erlässt das Bayerische Verwaltungsgericht Ansbach, 11. Kammer, 

durch die Einzelrichterin 

Richterin 

ohne mündliche Verhandlung 

am 21. Juni 2011 
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folgenden 

Beschluss: 

1. Der Antrag wird abgelehnt. 

2. Die Antragsteller haben die Kosten des Verfahrens zu tragen. 

3. Der Gegenstandswert beträgt 1.500,00 EUR. 

4. Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Bei­

ordnung von Rechtsanwalt wird abgelehnt. 

Gründe: 

i. 

Die Antragsteller, nach eigenen Angaben afghanische Staatsangehörige zugehörig zur Volks­

gruppe der Hazara und schiltischen Glaubens, begehren im Wege der einstweiligen Anordnung 

sinngemäß die Verpflichtung der Antragsgegnerin, ihre am 18. Mai 2011 durchgeführte Ab­

schiebung nach Italien rückgängig zu machen und sie in die Bundesrepublik Deutschland zu­

rückzuholen. 

Die Antragsteller reisten nach eigenen Angaben am 9. Dezember 2010 in die Bundesrepublik 

Deutschland ein und stellten am 27. Dezember 2010 Asylanträge. 

Bei der Befragung zur Vorbereitung der Anhörung gemäß § 25 AsylVfG am 27. Dezember 2010 

gaben sie unter anderem an, sie seien in Italien ed-behandelt worden. Mitte des siebten Monats 
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des Jahres 1389 (Anfang Oktober 2010) hätten sie zusammen den Iran verlassen. Mit Hilfe ei­

nes Fluchthelfers hätten sie sich illegal in die Türkei begeben, wo sie sich ca. 25 Tage aufgehal­

ten hätten. Sie seien in einem LKW versteckt worden und erstmal 20 Stunden gefahren. In ei­

nem Waldstück hätten sie den LKW verlassen und ein kleines Schiff bestiegen. Mit diesem 

Schiff seien sie ca. acht Tage und Nächte unterwegs gewesen, bis sie Italien erreicht hätten. 

Von der dortigen Polizei seien sie aufgegriffen und etwa vier bis fünf Tage festgehalten und ed-

behandelt worden. Sie hätten die schriftliche Aufforderung erhalten, das Land zu verlassen. Sie 

hätten in Italien mit einem weiteren Fluchthelfer gesprochen. Mit einem Kleinbus (Kastenwagen) 

habe er sie nach Hamburg gebracht. Zu der Reiseroute könnten sie nichts sagen. Sie seien von 

der Türkei über Italien nach Deutschland gereist. 

Mit E-Mail vom 3. Februar 2011 (Bl. 83 ff. BA) stellte das BAMF ein Übernahmeersuchen an Ita­

lien, das mit Schreiben vom 9. März 2011 beantwortet wurde (Bl. 103 f. BA). Der Wiederauf­

nahme der Antragsteller wurde von dort zugestimmt. 

Mit Bescheid vom 5. April 2011, dem Bevollmächtigten der Antragsteller zugestellt am 23. Mai 

2011, wurden die Asylanträge der Antragsteller als unzulässig abgelehnt und die Abschiebung 

nach Italien angeordnet. 

Nach den Erkenntnissen des Bundesamtes hätten auf Grund des Abgleichs der Fingerabdrücke 

des Antragstellers zu 1.) sowie dessen eigenen Angaben Anhaltspunkte für die Zuständigkeit 

eines anderen Staates gemäß der Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates (Dublin-Verord­

nung) vorgelegen. Am 3. Februar 2011 seien Übernahmeersuchen nach der Dublin-Verordnung 

an Italien gerichtet worden. Die italienischen Behörde hätten mit Schreiben vom 9. März 2011 

ihre Zuständigkeit für die Bearbeitung der Asylanträge gem. Art. 10 Abs. 1 Dublin-Verordnung 

erklärt. Die Asylanträge seien gem. § 27 a AsylVfG unzulässig, da Italien auf Grund der dort zu­

vor erfolgten illegalen Einreise der Antragsteller gemäß Art. 10 Abs. 1 Dublin-Verordnung für die 

Behandlung der Asylanträge zuständig sei. Außergewöhnliche humanitäre Gründe, die die 

Bundesrepublik Deutschland veranlassen könnten, ihr Selbsteintrittsrecht gemäß Art. 3 Abs. 2 

Dublin-Verordnung auszuüben, seien nicht ersichtlich. Daher würden die Asylanträge in der 

Bundesrepublik Deutschland nicht materiell geprüft. Deutschland sei verpflichtet, die Überstel­

lung nach Italien als zuständigen Mitgliedstaat innerhalb von sechs Monaten nach Zustimmung 

durchzuführen. Die sofort vollziehbare Abschiebung nach Italien beruhe auf § 34 a Abs. 1 

Satz 1 AsylVfG. 
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Mit Schreiben ihrer Bevollmächtigten vom 3. Juni 2011, bei Gericht eingegangen am 6. Juni 

2011, ließen die Antragsteller Eilantrag stellen und beantragen, 

die Antragsgegnerin im Wege einer einstweiligen Anordnung (§ 123 VwGO) zu ver­

pflichten, die Antragsteller - unter Anweisung der italienischen Behörden - umgehend 

wieder nach Deutschland zu verbringen. 

Ferner beantragten sie, ihnen unter Beiordnung ihres Bevollmächtigten für die vorliegenden 

Verfahren Prozesskostenhilfe zu gewähren. 

Zur Begründung wurde im Wesentlichen vorgetragen: Vorliegend handele es sich um eine be­

reits vollzogene Rückschiebung nach Italien zu Lasten der afghanischen Antragsteller und ge­

gen die Standards der GFK. Dem Bevollmächtigten seien am 23. Mai 2011 die Überstellungs­

bescheide zugestellt worden. Dabei handele es sich zwar um eine Abschiebung nach § 34 a 

Abs. 1 AsylVfG, bei der üblicherweise die Regelung des § 34 a Abs. 2 AsylVfG zum Zuge kom­

me. Das Bundesverfassungsgericht habe jedoch in einer Reihe von Fällen konkludent entschie­

den, dass der Eilrechtsausschluss in § 34 a Abs. 2 AsylVfG entgegen seinem Wortlaut nicht ab­

solut gelten könne, sondern vielmehr auch im Zusammenhang mit sog. Dublin-Überstellungen 

ausnahmefähig sei. Der generelle Ausschluss vorläufigen Rechtsschutzes in allen Fällen des 

§ 27 a AsylVfG sei mit dem Gebot effektiven Rechtsschutzes aus Art. 19 Abs. 4 GG unverein­

bar; er sei nicht nach Art. 16 a Abs. 2 Satz 3 GG zu rechtfertigen. Denn mit § 27 a AsylVfG wer­

de nicht von der Drittstaatenregelung des Art. 16 a Abs. 2 Satz 3 GG Gebrauch gemacht, son­

dern die Regelung finde ihre verfassungsrechtliche Rechtfertigung allein in Art. 16 a Abs. 5 GG 

und Art. 23 GG, in. deren Anwendungsbereich effektiver Rechtsschutz verfassungsrechtlich in 

jedem Fall zu gewährleisten sei. Dabei verbleibe es bei der Frage, ob die Antragsteller in Italien 

eine konventionswidrige Behandlung eines Asylgesuchs zu erwarten hätten, die sie nicht hin­

nehmen müssten. Das Konzept normativer Vergewisserung über die Sicherheit in EU-Mitglied­

staaten wie in Drittstaaten beziehe sich darauf, dass diese Staaten den nach der Genfer Flücht­

lingskonvention und der Menschenrechtskonvention gebotenen Schutz gewähren würden. Ein 

Sonderfall, der durch Umstände außerhalb der Grenzen des Konzepts begründet sein müsse, 

könne ausnahmsweise dann zu bejahen sein, wenn sich ein Staat von seinen mit dem Beitritt 

zu den beiden Konventionen eingegangenen und von ihm auch generell eingehaltenen Ver-
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pflichtungen löse und einem bestimmten Ausländer Schutz dadurch verweigere, dass er sich 

seiner ohne jede Prüfung des Schutzgesuchs entledigen werde. Ein Sonderfall sei mit Blick auf 

die jüngste Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte zu Überstel­

lungen von Flüchtlingen nach Griechenland ebenfalls zu bejahen, wenn das Asylverfahren in 

einem Staat in der Praxis solch erhebliche strukturelle Mängel aufweise, dass Asylbewerber nur 

eine sehr geringe Chance hätten, dass ihr Antrag ernsthaft geprüft werde. Nach den vorliegen­

den Erkenntnissen spreche überwiegendes dafür, dass bei den Antragstellern ein Sonderfall 

vorliege und sie bei der erfolgten Überstellung nach Italien keinen Schutz entsprechend der eu­

ropaweit vereinbarten Mindeststandards erlangen würden. Daraus ergebe sich zugleich regel­

mäßig, dass in der Interessenabwägung nach § 80 Abs. 5 VwGO dem Interesse der Antragstel­

ler an einer Aussetzung der Abschiebung der Vorrang gegenüber dem öffentlichen Interesse 

am Vollzug der nach summarischer Prüfung rechtswidrigen Abschiebungsanordnung gebühre. 

Derzeit spreche vieles dafür, dass die Antragsteller in Italien die gebotene Prüfung und Be­

scheidung ihres Schutzgesuches nicht erreichen werden können. Auch wenn Italien alle euro­

parechtlich vereinbarten Standards zum Flüchtlingsschutz in nationales Recht übernommen 

habe, sei deshalb nicht ausgeschlossen, dass seine Praxis von den normativen Vorgaben ab­

weiche. Die neueren Berichte von Bethke und Bender nach ihrer Recherchereise im Oktober 

2010 wie auch der schweizerischen Beobachtungsstelle für Asyl- und Ausländerrecht von No­

vember 2009 würden darauf hindeuten, dass gerade die von der Antragsgegnerin zitierte Richt­

linie 2003/9/EG zum Flüchtlingsschutz, nach der die Mitgliedstaaten insbesondere solche mate­

riellen Aufnahmebedingungen schaffen, die Lebensunterhalt einschließlich Unterbringung wie 

auch Gesundheit der Asylbewerber gewährleisten, derzeit in vielen Bereichen nicht umgesetzt 

werde. Es werde Obdachlosigkeit und fehlende existenzielle Versorgung der Mehrheit der Asyl­

suchenden geschildert. Den Berichten habe die Antragsgegnerin nichts substantiiert entgegen­

gesetzt. Die Tatsache, dass es bei Italien keine Empfehlung des UNHCR wie bei Griechenland 

gebe, Asylsuchende nicht an diesen Staat zu überstellen, genüge nicht. Soweit die Antrags­

gegnerin darauf verweise, dass Italien seit mehreren Jahren ein nationales System zum Schutz 

und zur Unterbringung von Flüchtlingen - SPRAR - unterhalte und dass humanitäre Organisati­

onen die angemessene Unterbringung und Versorgung in den Aufnahmeeinrichtungen sicher­

stellen würden, sei dem entgegenzuhalten, dass SPRAR landesweit nur 3000 Plätze vorhalte. 

Daneben gebe es zwar einzelne kommunale Unterbringungsobjekte und private, meist kirchli­

che Unterkünfte, die aber bei Weitem nicht ausreichen würden, um die obdachlosen Flüchtlinge 

aufzunehmen. Hinsichtlich des Antragstellers zu 3) (das Kind der Antragsteller, das am 
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..... 2011 geboren wurde) komme hinzu, dass wegen dessen Geburt in Deutschland die Über­

stellung nach Italien völlig unzulässig gewesen sei. Er habe dieses Land nie betreten. Infolge 

dessen hätten seine Eltern einen Anspruch auf Selbsteintritt in das Asylverfahren durch die 

BRD gehabt. 

Auf Nachfrage des Gerichts, ob derzeit Kontakt mit den Antragstellern bestehe und Bitte um 

Mitteilung einer ladungsfähigen Anschrift, teilte der Bevollmächtige mit Telefax vom 7. Juni 2011 

mit, dass die Antragsteller zuletzt am 20. April 2011 in seinem Büro gewesen seien und dabei 

bekräftigt hätten, ihre Asylverfahren in Deutschland durchführen zu wollen. Dies habe nur mit 

Hilfe eines mühevoll organisierten Sprachmittlers geschehen können. Die Antragsteller würden 

keine Drittsprache zur Kommunikation sprechen. Allein schon deswegen werde es dauern, bis 

sie einen entsprechenden Sprachmittler in Italien finden werden. Überdies habe hier das Bun­

desamt die Verpflichtung, sich über das italienische Innenministerium - über das auch die Rück-

schiebung durchgedrückt worden sei - die aktuelle Adresse zu besorgen. Über das italienische 

Innenministerium könnten die Kläger dann auch geladen werden. Im Übrigen gelte § 17 

AsylVfG auch für das Dublin-Verfahren. Durch die Rückschiebung sei dieser Grundsatz durch 

das Bundesamt gravierend verletzt worden. 

Mit Schriftsatz vom 8. Juni 2011, bei Gericht eingegangen am 14. Juni 2011, beantragte das 

BAMF, 

den Antrag abzulehnen. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die Gerichtsakte und auf die beige­

zogene Bundesamtakte verwiesen. 

II. 

Der hier sinngemäß gestellte Antrag, die Antragsgegnerin im Wege einer einstweiligen Anord­

nung zu verpflichten, die am 18. Mai 2011 durchgeführte Abschiebung der Antragsteller nach 

Italien rückgängig zu machen und sie in die Bundesrepublik Deutschland zurückzuholen, hat 

keinen Erfolg. Es ist schon fraglich, ob der Antrag nach § 123 Abs. 1 VwGO hier überhaupt 
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statthaft ist. Darüber hinaus ist kein Rechtsschutzbedürfnis ersichtlich. Jedenfalls aber wurde 

ein Anordnungsanspruch nicht glaubhaft gemacht. 

Nach § 123 Absatz 1 Satz 2 VwGO ist eine einstweilige Anordnung zur Regelung eines vorläu­

figen Zustandes in Bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis zulässig, wenn diese Regelung, vor 

allem bei dauernden Rechtsverhältnissen, um wesentliche Nachteile abzuwenden oder drohen­

de Gewalt zu verhindern oder aus anderen Gründen nötig erscheint. Dabei ist stets zwischen 

dem Anordnungsgrund, der insbesondere die Eilbedürftigkeit der vorläufigen Regelung begrün­

det, Und dem Anordnungsanspruch, der mit dem materiellen Anspruch identisch ist, zu unter­

scheiden (Kopp/Schenke § 123 VwGO RdNr. 6). Das Vorliegen beider ist glaubhaft zu machen, 

§§ 123 Abs. 3 VwGO, 920 Abs. 2, 294 ZPO. In diesem Zusammenhang hat das Gericht eine 

Abwägung der für und gegen den Erlass einer einstweiligen Anordnung sprechenden Gesichts­

punkte zu treffen und dabei auch die Aussichten in einem anhängigen oder zu erwartenden 

Hauptsacheverfahren zu berücksichtigen (Kopp/Schenke § 123 VwGO RdNrn. 23 ff.). 

Vorliegend kann offen bleiben, ob angesichts der erfolgten Zustellung des Bescheids vom 

5. April 2011 ausgehend von der Regelung des § 123 Abs. 5 VwGO der Antrag nach § 123 

Abs. 1 VwGO zur Gewährung effektiven Rechtsschutzes hier überhaupt statthaft ist. Dem An­

trag fehlt jedenfalls bereits das Rechtsschutzbedürfnis, weil die Antragsteller derzeit weder für 

den Bevollmächtigten noch für das Gericht erreichbar sind. Der Bevollmächtigte der Antragstel­

ler konnte nach Aufforderung durch das Gericht weder bestätigen, dass derzeit Kontakt mit den 

Antragstellern besteht, noch eine ladungsfähige Anschrift derselben vorlegen. Zwar kann im Fall 

des § 27 a AsylVfG der Rechtsstreit auch von dem im Ausland befindlichen Kläger geführt wer­

den (BT-Drks. 12/4450 S. 23; Hailbronner § 34 a AsylVfG RdNr. 30; Marx § 34 a AsylVfG 

RdNrn. 37 und 38), zumal wenn er einen Bevollmächtigten im Inland bestellt hat. Für das Asyl­

verfahren ergibt sich aber die Pflicht für den Ausländer, stets erreichbar zu sein, aus § 10 Abs. 1 

Satz 1 AsylVfG. Hierbei handelt es sich auch nicht nur um eine bloße Obliegenheit, sondern um 

eine prozessuale Pflicht, die bei einer Verletzung dazu führt, dass der Ausländer als nicht mehr 

schutzwürdig angesehen werden kann (Kopp/Schenke RdNr. 54 vor § 40 VwGO; BayVGH vom 

2.8.2005 und OVG SA vom 30.5.2007, zitiert nach juris). So liegt es hier. Da nach Sachlage 

überhaupt kein Kontakt mehr zu den Antragstellern besteht, dürfte von einem fortbestehenden 

Interesse der Antragsteller am Ausgang ihres Rechtsstreits in Deutschland nicht mehr auszu­

gehen sein. 
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Jedenfalls ist aber ein Anordnungsanspruch nicht glaubhaft gemacht. Die Abschiebung der An­

tragsteller nach Italien erweist sich nämlich nach gegenwärtigem Stand als rechtmäßig, so dass 

ein öffentlich-rechtlicher Folgenbeseitigungsanspruch, der prozessual in § 113 Abs. 1 Satz 2 

VwGO erwähnt ist (Kopp/Schenke § 113 VwGO RdNr. 81), hier nicht in Betracht kommt. 

Das BAMF hat zu Recht die Asylanträge der Antragsteller gemäß § 27 a AsylVfG als unzulässig 

abgelehnt und deren Abschiebung gemäß § 34 a Abs. 1 AsylVfG nach Italien angeordnet. Die 

durch die Abschiebung eingetretenen Folgen können daher nicht rechtswidrig sein, die im We­

ge eines Folgenbeseitigungsanspruchs rückgängig gemacht werden müssten. 

Rechtsgrundlage für die Ablehnung des Asylantrags als unzulässig ist § 27 a AsylVfG. Danach 

ist ein Asylantrag unzulässig, wenn ein anderer Staat auf Grund von Rechtsvorschriften der eu­

ropäischen Gemeinschaft oder eines völkerrechtlichen Vertrages für die Durchführung des Asyl­

verfahrens zuständig ist. Die Kriterien zur Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats ergeben 

sich aus den Artikeln 5 bis 14 der Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rats vom 18. Februar 

2003, ABI. L 50/1 (Dublin II - Verordnung). Hiernach sind die Mitgliedstaaten gehalten, anhand 

objektiver und hierarchischer Kriterien zu ermitteln, welcher Mitgliedstaat für die Prüfung eines 

im Gebiet der Mitgliedstaaten gestellten Asylantrags zuständig ist. Die in der Verordnung fest­

gelegten Kriterien sind in der aufgeführten Reihenfolge anzuwenden. 

Aus der Dublin II - Verordnung folgt, dass vorliegend nicht die Bundesrepublik Deutschland, 

sondern Italien für die Prüfung der Asylanträge der Antragsteller zuständig ist. Dies ergibt sich 

aus Art. 10 Abs. 1 Satz 1 Dublin II - Verordnung. Danach äst ein Mitgliedstaat für die Prüfung 

des Asylantrags zuständig, wenn auf der Grundlage von Beweismitteln oder Indizien gemäß 

den beiden in Artikel 18 Absatz 3 genannten Verzeichnissen einschließlich der Daten nach Ka­

pitel III der Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 festgestellt wird, dass ein Asylbewerber aus einem 

Drittstaat kommend die Land-, See- oder Luftgrenze eines Mitgliedstaats illegal überschritten 

hat. Als Beweis gilt dabei nach den Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 

343/2003 u. a. ein positives Ergebnis seitens Eurodac nach Vergleich der Fingerabdrücke des 

Asylbewerbers mit den gemäß Artikel 8 der „Eurodac-Verordnung" genommenen Abdrücken, 

als Indiz gelten u. a. ausführliche und nachprüfbare Erklärungen des Antragstellers. 
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Vorliegend lagen auf Grund des Abgleichs der Fingerabdrücke des Antragstellers zu 1.), des­

sen eigenen und auch der Angaben der Antragstellern zu 2.) Anhaltspunkte für die Zuständig­

keit Italiens gemäß der Dublin II-Verordnung vor. Die Antragsteller haben selbst erklärt, sie 

seien von der Türkei kommend nach Italien eingereist und dort ed-behandelt worden. Am 3. 

Februar 2011 stellte das BAMF daher Übernahmeersuchen nach der Dublin II- Verordnung an 

Italien. Die italienischen Behörden erklärten mit Schreiben vom 9. März 2011 ihre Zuständigkeit 

für die Bearbeitung der Asylanträge. 

Es ist nach gegenwärtigem Stand nicht zu beanstanden, dass die Antragsgegnerin nicht von 

dem in ihrem Ermessen stehenden Selbsteintrittsrecht gemäß Art. 3 Abs. 2 Dublin II-Verord­

nung Gebrauch gemacht hat. Nach dieser Vorschrift kann ein Mitgliedstaat das Asylbegehren 

eines Antragstellers selbst prüfen, obwohl er nach den Bestimmungen der Dublin II-Verord­

nung nicht für die Prüfung zuständig ist. Unabhängig von der Frage, ob dem betroffene Asylbe­

werber hieraus überhaupt ein subjektives Recht auf Prüfung seines Asylantrags in einem be­

stimmten Mitgliedstaat zukommt, insbesondere ob eine sog. Ermessensreduzierung auf Null 

oder zumindest ein Anspruch auf fehlerfreie Ermessensausübung anzuerkennen ist (vernei­

nend: VG München vom 28.1.2008 und 30.5.2008, VG Ansbach vom 18.7.2008, VG Cottbus 

vom 20.2.2009; bejahend: VG Gießen vom 25.4.2008, VG Würzburg vom 10.3.2009; nur oder 

jedenfalls subjektives Recht auf fehlerfreie Ermessensausübung GK AsylVfG § 27 a AsylVfG 

RdNrn. 123 ff/134; Marx § 27 a AsylVfG RdNr. 13), sind hier keine Anhaltspunkte dafür ersicht­

lich, dass die Entscheidung des BAMF, das Selbsteintrittsrecht nicht auszuüben, rechtswidrig 

wäre. 

Kriterien, unter welchen tatbestandlichen Voraussetzungen eine Ermessensentscheidung erfol­

gen kann, sind in der Verordnung selbst nicht enthalten. Den Mitgliedstaaten soll ermöglich 

werden, möglicherweise noch bestehenden nationalen materiell- oder verfahrensrechtlichen 

Vorgaben oder Besonderheiten Rechnung zu tragen bzw. eine Vielzahl denkbarer politischer 

Zweckmäßigkeitserwägungen anzustellen, insbesondere im Fall einer (rechtlich oder tatsäch­

lich) unklaren Zuständigkeit unbürokratisch eine Sachentscheidung treffen zu können (GK 

AsylVfG § 27 a AsylVfG RdNrn. 216 ff.). Es ist daher zwar zweifelhaft, welche Kriterien hier 

überhaupt als relevant anzusehen sind, welche Maßstäbe gelten und ob insbesondere festge­

stellte Missstände im Asylsystem eines Mitgliedstaats, die sich insbesondere aus einer nicht 

ausreichenden Beachtung des sonstigen EG-Rechts, insbesondere der materiellen QRL und 

der formellen VRL ergeben, in diesem Zusammenhang eine Rolle spielen können (VG Gießen 
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vom 25.4.2008, VG Cottbus vom 20.9.2009; GK AsylVfG § 27 a AsylVfG RdNr. 135). Jedenfalls 

aber dürften die von den Antragstellern vorgetragenen Umstände nach gegenwärtigem Stand 

nicht dazu führen, dass die Antragsgegnerin verpflichtet gewesen wäre, in Folge einer Ermes­

sensreduzierung auf Null von ihrem Selbsteintrittsrecht gemäß Art. 3 Abs. 2 Dublin II-Verord­

nung Gebrauch zu machen. 

Die Antragsteller berufen sich in erster Linie darauf, dass sie bei der erfolgten Überstellung 

nach Italien keinen Schutz entsprechend der europaweit vereinbarten Mindeststandards erlan­

gen, insbesondere in Italien die gebotene Prüfung und Bescheidung ihres Schutzgesuches 

nicht erreichen werden können. Es sei nicht ausgeschlossen, dass die Praxis in Italien von 

normativen Vorgaben abweiche. 

In diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, dass Italien Mitgliedstaat der Europäischen 

Union und insofern sicherer Drittstaat (Art. 16 a Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 GG; § 26 a Abs. 2 

AsylVfG) ist. Es ist daher in Anwendung des Konzepts der normativen Vergewisserung davon 

auszugehen, dass in Italien die Anwendung der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) und der 

Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) si­

chergestellt ist. Zwar ist nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 14. Mai 

1996 - Az. 2 BvR 1938/93 - trotz dieser durch die Drittstaatenbestimmung erfolgten normativen 

Vergewisserung unter bestimmten Umständen ausnahmsweise Schutz zu gewähren. Dies ist 

dann der Fall, wenn dem Ausländer im Abschiebungszielstaat die Todesstrafe droht, wenn für 

ihn die konkrete Gefahr besteht, dort im unmittelbaren Zusammenhang mit der Zurückweisung 

oder Zurückverbringung Opfer eines Verbrechens zu werden, welches zu verhindern nicht in 

der Macht des Drittstaates steht, wenn sich die für die Qualifizierung als „sicher" maßgeblichen 

Verhältnisse im Drittstaat schlagartig geändert haben, wenn der Drittstaat voraussichtlich selber 

gegen den Schutzsuchenden zu Maßnahmen politischer Verfolgung oder unmenschlicher Be­

handlung (Art. 3 EMRK) greifen wird oder wenn offen zu Tage tritt, dass der Drittstaat sich von 

seinen Schutzverpflichtungen lösen und einem bestimmten Ausländer Schutz dadurch verwei­

gern wird, dass er sich seiner ohne jede Prüfung des Schutzgesuches entledigen wird. Eine 

Prüfung, ob der Zurückweisung in den Drittstaat ausnahmsweise Hinderungsgründe entgegen­

stehen, kann der Ausländer also nur dann erreichen, wenn es sich aufgrund bestimmter Tatsa­

chen aufdrängt, dass er von einem der im normativen Vergewisserungskonzept nicht aufgefan­

genen Sonderfälle betroffen ist. An die Darlegung eines solchen Sonderfalls sind dabei strenge 

Anforderungen zu stellen. 
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Es ist nicht ersichtlich, dass bei den Antragstellern ein solcher Sonderfall vorliegt und sie bei ei­

ner Überstellung nach Italien - hier Mailand - keinen Schutz entsprechend der europaweit ver­

einbarten Mindeststandards erlangen würden (ebenso für Fälle von Überstellungen nach Italien: 

VG Berlin vom 11.4.2011 und vom 24.2.2011; VG Gelsenkirchen vom 23.2.2011; VG Magde­

burg vom 31.1.2011; VG München vom 4.1.2011; jeweils zitiert nach www.asyl.net; VG des 

Saarlandes vom 25.1.2011; VG Ansbach vom 26.1.2011 und vom 20.1.2011; VG Düsseldorf 

vom 7.1.2011, jeweils zitiert nach juris; a.A.: VG Freiburg vom 24.1.2011; VG Köln vom 

10.1.2011 und VG Minden vom 7.12.2010, jeweils zitiert nach juris). Die Antragsteller haben 

nicht glaubhaft dargelegt, dass gerade im Falle ihrer Rückführung damit zu rechnen sei, dass 

sich die italienischen Behörden weigerten, in Bezug auf ihre Personen ein Asylverfahren durch­

zuführen, das den einschlägigen Richtlinien und Vorgaben entspricht. Insbesondere ist nicht er­

sichtlich, dass die Antragsteller ohne vorherige Prüfung ihres Gesuchs nach Afghanistan abge­

schoben würden. Ihr pauschales Vorbringen, sie gingen davon aus, in Italien keinen Schutz 

entsprechend der europaweit vereinbarten Mindeststandards erlangen zu können, reicht hierfür 

nicht aus. Auch im Hinblick auf die Bezugnahme der Antragsteller auf den Bericht von Frau Ma­

ria Bethke (Verfahrensberaterin für Asylsuchende) und Dominik Bender (Rechtsanwalt) ergibt 

sich nichts anderes. Zum einen wurden dieser Bericht schon gar nicht vorlegt. Zum anderen 

werden nach Kenntnis des Gerichts in diesem Bericht, der sich (lediglich) mit der Situation von 

Asylbewerbern in Rom und Turin befasst, zwar gewisse Mängel in Italien im Zusammenhang 

mit Asylsuchenden aufgezeigt. Allein die dort angesprochenen wohl tatsächlich gegebenen De­

fizite z. B. bei der Unterbringung oder auch bei der gesundheitlichen Versorgung bedeuten nach 

Meinung des Gerichts aber nicht, dass Italien nicht (mehr) als sicherer Drittstaat im Sinne der 

§§ 27 a und 34 a AsylVfG angesehen werden könnte. Es handelt sich bei den beschriebenen 

Problemen in erster Linie um örtliche Probleme mit den Aufnahmekapazitäten bei den Unter­

künften, die allerdings nicht unmittelbar den Zugang zum italienischen Asylsystem betreffen. Es 

ist gerade nicht ersichtlich, dass die Mindeststandards des Europäischen Flüchtlingsschutzes in 

Italien generell und offensichtlich nicht eingehalten sind. Dies ergibt sich insbesondere auch 

daraus, dass Organisationen wie UNHCR in Italien vor Ort sind und dort die Lage beobachten. 

Es ist zu berücksichtigen, dass der UNHCR mehrfach empfohlen hat, dass Mitgliedstaaten 

Asylsuchende nicht mehr auf der Grundlage der Dublin II - Verordnung nach Griechenland 

überstellen, sondern stattdessen von ihrem Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs. 2 Dublin II -

Verordnung Gebrauch machen sollen (UNHCR, Stellungnahme an das Bundesverfassungsge­

richt zur Verfassungsbeschwerde 2 BvR 2915/09, Februar 2010, S. 3 f.; abrufbar unter 

http://www.asyl.net
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http://www.unhcr.de/fiieadmin/unhcr_data/pdfs/rechtsinform 

Asyl/B.01_Dubliner_Uebereinkommen/BVerfGStetlungnFinal.pdf). In Bezug auf Italien liegen 

solche Empfehlungen des UNHCR aber nicht vor, was darauf schließen lässt, dass der UNHCR 

die Lage in Italien nicht mit der Lage in Griechenland für vergleichbar hält. Schließlich sind dem 

Gericht keinerlei Warnungen anderer Hilfsorganisationen (amnesty international, Pro Asyl) be­

kannt, wonach Abschiebungen nach Italien aufgrund der dortigen Lage unterbunden werden 

sollen. Trotz der in Italien wohl tatsächlich gegebenen Unzulänglichkeiten hinsichtlich der Un­

terbringung und Versorgung ist nach alledem nicht davon auszugehen, dass nach Italien zu­

rückgeschobene Asylbewerber in einer Art und Weise behandelt würden, die den Vorgaben der 

einschlägigen Richtlinien bzw. der EMRK widersprechen. Die tatsächliche Situation rechtfertigt 

es daher nach gegenwärtigem Stand (noch) nicht, die Wertung des verfassungsgebenden Ge­

setzgebers, dass es sich bei Italien um einen sicheren Drittstaat gemäß Art. 16 a Abs. 2 GG 

handelt, zu missachten und vom Vorliegen schlagartiger Veränderungen der Verhältnisse in Ita­

lien auszugehen. Im Falle tatsächlich auftretender Schwierigkeiten im Rahmen der Durchfüh­

rung des Asylverfahrens dürfte es den Antragstellern darüber hinaus zumutbar sein, das in Ita­

lien bestehende Rechtsschutzsystem zu nutzen. 

Entgegen der Ansicht der Antragsteller ist es ferner nicht zu beanstanden, dass die Antrags­

gegnerin auch im Hinblick auf die Geburt deren Kindes hier in Deutschland von dem Selbstein­

trittsrecht keinen Gebrauch gemacht hat. Italien ist gerade auch für die Durchführung des Asyl­

verfahrens des Kindes der Antragsteller zuständig. Dies ergibt sich aus Art. 4 Abs. 3 Dublin II -

Verordnung. Danach ist für die Zwecke der Dublin II - Verordnung die Situation eines mit dem 

Asylbewerber einreisenden Minderjährigen, der durch die Definition des Familienangehörigen in 

Artikel 2 Ziffer i) gedeckt ist, untrennbar mit der seines Elternteils oder seines Vormunds ver­

bunden und fällt in die Zuständigkeit des Mitgliedstaats, der für die Prüfung des Asylantrags 

dieses Elternteils oder Vormunds zuständig ist, auch wenn der Minderjährige selbst kein Asyl­

bewerber ist. Ebenso wird bei Kindern verfahren, die nach der Ankunft des Asylbewerbers im 

Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten geboren werden, ohne dass ein neues Zuständigkeitsverfah­

ren für diese eingeleitet werden muss. Daraus folgt, dass bei Minderjährigen, die nach der Ein­

reise ihrer Eltern geboren werden, der Mitgliedstaat für das Asylverfahren zuständig ist, der 

auch für das Verfahren des sie begleitenden Elternteils oder Vormunds zuständig ist. Der Min­

derjährige teilt also das rechtliche Schicksal seiner Eltern. Politische, humanitäre oder prakti-

http://www.unhcr.de/fiieadmin/unhcr_data/pdfs/rechtsinform
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sehe Erwägungen, die die Antragsgegnerin die Ausübung des Selbsteintrittsrechts in Erwägung 

hätten ziehen lassen können, sind nicht ersichtlich. 

Schließlich wäre vorliegend die Rückgängigmachung der Folgen der vollzogenen Abschiebung 

der Antragsteller nach gegenwärtigem Stand auch tatsächlich gar nicht möglich, weil die An­

tragsteller in Italien nicht erreichbar sind und dort auch keine ladungsfähige Anschrift bekannt 

ist. 

Nach alledem war der Antrag mit der Kostenfolge des § 154 Abs. 1 VwGO abzulehnen. Ge­

richtskosten werden nicht erhoben, § 83 b AsylVfG. 

Der Gegenstandswert ergibt sich aus § 30 RVG. 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe war mangels hinreichender Erfolgsaussicht 

des Antragsverfahrens abzulehnen (§ 166 VwGO i.V.m. § 114 ZPO). 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar, § 80 AsylVfG. 


